
Bekanntmachung

der Landesdirektion Sachsen
nach § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
über das Ergebnis der Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht für das
Vorhaben „
Zwickau OT Mosel, Gewässersanierung und -renaturierung Harthbach/ Moseler Dorfbach im Bereich Park- und Spielplatz Forellenmühle“
Gz.: C42-8615/180/5
Vom 3. Mai 2021
Gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 bis 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), wird Folgendes bekannt gemacht:

Die Stadt Zwickau, Hauptmarkt 1, 08056 Zwickau, beantragte bei der Landesdirektion Sachsen mit Schreiben vom 25. Februar 2021 gemäß § 70 Absatz 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1408) geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert worden ist, und § 74 Absatz 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 1 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882) geändert worden ist, die Prüfung, ob für das Vorhaben „Zwickau, OT Mosel, Gewässersanierung und -renaturierung Harthbach/ Moseler Dorfbach im Bereich Park- und Spielplatz Forellenmühle“ eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht und hat damit gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung das Verfahren zur Feststellung der UVP-Pflicht eröffnet.
1.
Die Stadt Zwickau plant, den Harthbach/ Moseler Dorfbach im Bereich des Spiel- und Parkplatzes Forellenmühle in Zwickau/OT Mosel auf einer Länge von ca. 45 m offenzulegen und zu renaturieren. Weiterhin ist die Erneuerung eines etwa 10 m langen Durchlasses durch die Dänkritzer Straße geplant.
Für dieses Gewässerausbauvorhaben, das der Nummer 13.18.2 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung zuzuordnen ist, wurde durch die Landesdirektion Sachsen zur Feststellung der Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung eine standortbezogene Vorprüfung gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 und § 7 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Verbindung mit der Anlage 3 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt.
2.
Das Vorhaben befindet sich im Landkreis Zwickau im Ortsteil Mosel der Stadt Zwickau. Der Harthbach/ Moseler Dorfbach fließt auf Höhe des Park- und Spielplatzes Forellenmühle (Standort der ehemaligen Forellenmühle) auf einer Länge von 55 m unterirdisch und ist in einem geschlossenen Bauwerk mit unterschiedlichen Querschnitten gefasst. Das Auslaufbauwerk befindet sich östlich der Dänkritzer Straße auf dem Flurstück 177 der Gemarkung Mosel.

Ziel ist es:
· das unterirdische Durchlassbauwerk zurückzubauen sowie das Gewässer auf einer Länge von ca. 45 m durch die Herstellung eines Gewässerprofils mit 1:2…1:3 geneigten Böschungen naturnah zu gestalten,
· das Durchlassbauwerk unter der Dänkritzer Straße um das notwendige Maß zu verlängern,
· den vorhandenen Revisionsschachtes am gleichen Standort neu zu errichten und
· die bereits im Bestand vorhandenen Entwässerungsleitungen (Straßen- und Grundstücksentwässerung) anzuschließen.
3.
Im Ergebnis der standortbezogenen Vorprüfung wurde am 3. Mai 2021 festgestellt, dass das Vorhaben voraussichtlich keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zu berücksichtigen wären. Danach besteht für dieses Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.
Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind: 

· Das Vorhaben führt zu einer vollständigen Umgestaltung eines Abschnittes des Gewässers und damit zu Eingriffen in die Sohle und die Ufer. Ausgehend vom derzeitigen vollständig verrohrten Ausbauzustand des betroffenen Gewässerabschnittes ist durch das Vorhaben nicht mit erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu rechnen. 

· Im Hinblick auf die Vorgaben aus § 27 WHG, ist keine Verschlechterung des ökologischen Potentials des Oberflächenwasserkörpers „Mulde-5“ (DESN_54-5), in dessen Einzugsgebiet sich der Harthbach/ Moseler Bach befindet, zu erwarten. Derzeit werden die gemäß Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a Abschnitt ii der WRRL festgelegten Umweltziele des guten ökologischen Potenzials sowie des guten chemischen Zustandes verfehlt. Durch die Offenlegung des zuvor überbauten Bachabschnittes in Verbindung mit der Anlegung einer Sohlaufweitung in Form einer Berme sowie durch die Etablierung neuer Habitate im Bereich der Faschinen sind positive Effekte auf die Beschaffenheit des neuen Gewässerabschnittes zu erwarten.
· Im Vorhabenbereich befinden sich keine naturschutzrechtlich festgesetzten Schutzgebiete i. S. d. §§ 23 bis 29 und des § 32 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542 das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25.Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist, sowie keine gesetzlich geschützten Biotope i. S. v. § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 des Sächsischen Naturschutzgesetzes (SächsNatSchG) vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch das Gesetz vom 9. Februar 2021 (SächsGVBl. S. 243) geändert worden ist. Erheblich nachteilige Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter „Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt“ sind nicht zu erwarten.
Die Feststellung, dass für dieses Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht selbstständig anfechtbar.
Die entscheidungsrelevanten Unterlagen sind der Öffentlichkeit gemäß den Bestimmungen des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 25 des Gesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl. S. 245) geändert worden ist, in der Landesdirektion Sachsen, Referat 42, Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz, zugänglich.
Chemnitz, den 17. Mai 2021
Landesdirektion Sachsen
Pfeifer
Referatsleiter
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